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ı nicht mit Dänemark in Krieg zu gerathen. Auch als 


Die Herzogthümer. 


Die auf dem Rückmarſch befindlichen preußischen 
Truppen haben Gegenbefehl erhalten und die bereits in 
der Heimath angekemmenen beiden Diviſionen bleiben 
unweit der hannöverſchen und ſächſiſchen Grenze zuſammen⸗ 
ezogen ſtehen. Der Zweck dieſer Maßregel iſt, die 
Unterſtüzung der Forderung unferer Regierung, daß die 
ſächſiſchen und hannöverſchen Bundeserekutionstruppen 
die Herzogthümer räumen ſollen, und der ſo ſchnell dar⸗ 


auf erfolgte Antrag Sachſens, die Bundesverſammlung 
a. en ruhenden, ob die Bundesexekution als 
erledigt zu betrachten jet, zeigt 

im Lager der Mittelſtaaten dief 
every 


für wie gewichtig man 
e Begründung der preu⸗ 


2 


ß 
Unſrerſeits haben wir nichts dawider, daß der Bundes⸗ 
verſammlung dieſe neue Demüthigung wiederfährt. In 
der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Sache hat fie ſich abermals 
als das berühmte Meſſer ohne Heft und Klinge be⸗ 
währt. Nachdem der König Friedrich VII. von Däne⸗ 
mark geſtorben war und der gegenwärtige König, 
Chriſtian IX., kraft des vom Bunde niemals anerkann⸗ 
ten Londoner Protokolls von 1852, den däniſchen Thron 
beftieg, da war es an der Zeit zu handeln. Der neue 
König hatte nicht das geringſte Recht auf die Herrſchaft 
in dem deutſchen Bundeslande Holſtein und dem mit ihm 
untrennbar verbundenen Schleswig. Es war alſo Pflicht 
des Bundes, beſonders da der Herzog von Auguftenburg 
begründete Erbanſprüche erhob, dies Land vorläufig in Beſiß 
zu nehmen, bis zur Erledigung des Erbſchaftsſtreites und 
war um ſo mehr, als der Bund dem däniſchen Geſandten 
hriſtians IX. den Sitz für Holſtein in der Bundes⸗ 
N entzog. Statt deſſen wurde die Bundes⸗ 
exekution wider den König von Dänemark als Herzog 
von Holſtein beſchloſſen, wegen der ſchon im Jahre 1858 
an feinem Vorgänger Friedrich VII. geſtellten Forderung, 
betreffend die Stellung Holſteins zu der däniſchen Ver⸗ 
faſſung. Als dann Preußen und Defterreich am Bunde 
den Antrag stellten „zur Sicherung Holſteins auch Schles⸗ 
wig zu beſetzen“, wurde dieſer Antrag abgelehnt, um 


Dänemark ſich an dieſe friedliche Geſinnung des Bundes 
nicht kehrte und die deutſchen Schiffe auf allen Meeren 
kaperte, ließ der Bund ſich dies gefallen und erklärte 
ihm nicht den Krieg. Es war daher auch ganz in der 
Ordnung, daß der deutſche Bund zu den Wiener Friedens⸗ 
verhandlungen nicht achte wurde, da auf denſelben 
nur die kriegführenden Mächte vertreten waren. Weil 
nun bei dieſer 1 e ei welcher der Bund durch 
eigene Schuld nicht dabei war, das Herzogthum Holſtein 
dem Dänenkönige abhanden kam, ſo kann der Bund 
doch nicht ferner auf ſeiner Forderung beſtehen: „daß das 


Herzogthum Holſtein zur däniſchen Verfaſſung in das 
Verhältniß geſetzt werde, in das es Dänemark laut den 
Verträgen von 1852 bringen ſollte.“ 


. n Mit dem Hin⸗ 
ange. der Me UM,jzñre A At c huαν ber 
auf ſie gegründete Bundesbeſchluß beſeitigt, und daher 
entſteht nach Artikel XXXI V. der Wiener Schlußakte 
für die mit der Bundesexekution betrauten Regierungen 
von Hannover und Sachſen die Pflicht, ihre Truppen 
zurückzuziehen und der Bundesverſammlung anzuzeigen, 
daß die Exekution gegenſtandslos geworden ſei. 

Da ſie dieſer Pflicht nicht freiwillig genügen zu 
wollen ſchienen, ſo war es ganz in der Ordnung, daß 
man ſie dazu zwingen wollte. Natürlich werden ſich 
dieſe Regierungen durch die preußiſchen Maßregeln ſehr 
verletzt fühlen, ſie haben indeß von je her ſich 0 wenig 
als Freunde Preußens erwieſen und haben gegenüber 
der preußiſchen Langmuth von je her die Großen ge⸗ 
ſpielt, daß es ganz gut iſt, wenn ihnen Bee e 
gezeigt wird, wie klein fie find. Der Uebelſtand iſt nur, 
daß auch heute noch niemand daran denkt, die eigentlich 
Betheiligten, um deren Zukunft es ſich doch handelt, 
die Herzogthümer, nach ihrer Meinung darüber zu fragen. 

Im neunzehnten Jahrhundert erſcheint es als eine Ver⸗ 
letzung der öffentlichen Moral, wenn über ein Volk, eine 
Million freier, menſchlicher Seelen, wie über herrenlojes Gut 
am grünen Tiſche verfügt wird. Das Gewiſſen unſerer 
Zeit verlangt es, daß die Sünde von 1852 nicht wieder⸗ 
dei daß über Erbrecht und Verfaſſung Schlezwig⸗Hol⸗ 
ſteins nicht wieder, wie bei dem Londoner Vertrage von 


dritten Perſonen verfügt werde, ohne daß das Volk der 
Herzogthümer ſeinen Willen über ſein künftiges Schickſal 
ausſpräche. 


Bolitifche Wochenſchau. 

Pieußen. Dag micühfte reigniß der Kehren Woche ift 
der Fee W auf dem Mickmarſch in 
Thre Heimath egen nen präußiſchen Truppen Halt machen 
und in die Elbherzogthümer verbleiben ſollen. Es iſt dies 


offenbar eine Maßregel, durch welche die preußiſche Regierung 
ihre Forderung, daß die ſächſiſchen und hannoverſchen Truppen 
jetzt Holſtein räumen müßten, weil die Bundesexekution 1 0 
erfolgtem Friedensſchluſſe ein Ende habe, unterſtützen will. 
Ob zu dieſem Zwecke ſchon eine Einigung zwiſchen der 
preußiſchen und öſterreichiſchen Regierung erzielt iſt, wird 
vielfach bezweifelt, doch erſcheint es ei daß 
Preußen einen ſo wichtigen Schritt thut, ohne ſich mit 
ſeinem Verbündeten oder Mitbeſitzer der Elbherzogthümer 
in Einvernehmen geſetzt 1 411 5 Die gleichzeitige Auf⸗ 
ſtellung eines Armeekorps bei Minden und bei Torgau ſcheint 
anzudeuten, daß man entſchloſſen iſt, den größt möglichen 
Druck auf Sachſen und Hannover auszuüben. Es iſt nicht 
anzunehmen, daß dieſe Staaten einer Forderung, welche durch 
I e Gründe unterſtützt wird, einen Widerſtand entgegen 
ſtellen werden, und wird die Räumung wohl bald erfolgen. 
„Das Aufſehen, welches dieſe Maßregel hervorgerufen dat, 
wird vermehrt durch die in der Hamburger Börſenhalle, einem 
Blatte, deſſen innige Beziehungen zu der Preßabtheilung in 
unſerem Miniſterium bekannt ſind erfolgte Veröffentlichung 
von fünf Aktenſtücken, welche den Anſpruch des Hauſes Hohen; 
ollern, und zwar der königlichen Linie, auf Schleswig⸗Holſtein 
beweisen ſollen. Dieſe fünf Aktenſtücke find: „Eheberedung 
Kurfürſt Joachim's I. von Brandenburg und der Prinzeſſin 
Eliſabeth von Dänemark, aufgerichtet zwiſchen dem elle 
und dem Vater der letzteren, König Johann I. von Däne⸗ 
mark, im Jahre 1500. Verzicht der Kurfürſtin Eliſabeth von 
Brandenburg auf die väterliche Erbſchaft vom Jahre 1502. 
Deklaration Königs Johann I. von Dänemark wegen der 
Verzichtleiſtung ſeiner Tochter Eliſabeth, um das Jahr 1508 
erlaſſen. Kaiſerliches Pripilegium Maximilian I., in welchem 
einestheils die Erbgerechtigkeit der Kurfürſtin Eliſabeth und 
ihrer Nachkommenſchaft auf die eine Hälfte von Holſtein und 
4 beſtätigt, anderen Theils derſelben und ihren Des⸗ 
zendenten das eventuelle Erbrecht auf die andere Hälfte beider 
F de ertheilt wird, vom Jahre 1517. Kaiſer Karl V. 
eſtätigt dem Kurfürſten Johann I. von Brandenburg das 
ihm von dem Kaiſer Maximilian I. zugeſicherte Erbfolgerecht 
in Schleswig⸗Holſtein 1530. — Nach denſelben ſoll Preußen 
ſchon ſeit 1559 zur Erbfolge in der einen Hälfte der Herzog 
thümer berechtigt ſein. Ob die Regierung gewillt iſt, Biete 
Anſprüche, welche man alſo ſeit mehr als 300 Jahren hat 
ruhen laſſen, obgleich man fie ſeitdem mehreremals hat von 
den deutſchen Kaiſern beſtätigen laſſen, jetzt geltend zu machen, 
oder ob ſie dieſe Anſprüche nur in Erinnerung bringt, um 
einen Druck auf diejenigen auszuüben, welche ſich jetzt um 
den Herzogshut ſtreiten, das wird die nächſte Zeit lehren. 
Die „, Provinzial ⸗Korreſpondenz“ macht großen Lärm 
darüber, daß die Regierung nicht nöthig haben werde, von den 
Kammern eine Anleihe zur Deckung der Mehr⸗Ausgaben dieſes 
1 u fordern, und rühmt der Regierung nach, daß ſie 
ge e Einnahmeüberſchüſſe erzielt habe. Um zunächſt auf 
tzteres einzugehen, müſſen wir wiederholen, was wir ſchon 
einmal geſagt haben: Der Regierung kann es doch 
wahrlich nicht zum Verdienſt angerechnet werden, 


wenn das preußiſche Volk fleißig iſt, des i 

Wohlſtande 9 kommt 15 2 
genen kann. Die Einnahmeüberſchüſſe find alſo nicht 
er die Been Tonhern dem Volke gutzuſchreiben. 


1 unn, Wie 

saber die Regierung dazu komme ſollte, eine Anleihe u f 
: Fr a NO 5 2, ile or⸗ 
8 cen begreifen dir nun gar ficht. Die gaben eien 
Ausgißen, welche fie für den Krieg gemacht hat, ſind doch 
nur. öprſchußweiſe geleitet, da im rieten mit Dänemark ja 
ausdtücklich beſtimmt iſt, daß bie Herzogthümer die 


Kriegskoſten erſetzen ſollen. Auch daß die Mittel da 
waren, um dieſe Vorſchüſſe zu leiften, kann der jetzigen Re⸗ 
geung nicht zum Ruhm angerechnet werden, da ſie den 
Beſtand des Staatsſchatzes nicht angeſammelt 


hat. £ 

In Krefeld ift an Stelle des früheren Abgeordneten 
Herrn von Sybel, der Oberſtaatsanwalt zur Dispofition, 
Herr Kannegießer in Greifswald, einſtimmig gewählt 
worden. Derſelbe wird ſich der Fraktion Bockum⸗Dolffs 
anſchließen. Es waren faſt ſämmtliche Wahlmänner erſchienen. 

In Zinten hat am 28. November eine Erſatzwahl für 
den in das Herrenhaus berufenen Abgeordneten Profeſſor 
Schubert ſtattgefunden. Es iſt daſelhſt der Kandidat der 
konſervativen Partei, Herr v. Tettau⸗Tolks, welcher früher 
als Abgeordneter für eine Autorität in Finanzangele 2 galt, 
gewählt worden. Einer der Kandidaten der Iiberalen artei war 
Der v. Saucken⸗Julienfelde, doch konnten ſich die einzelnen 

aktionen der Liberalen nicht einigen, ſo daß ſich die Stim⸗ 
men zerſplitterten. 

Für den verſtorbenen Abgeordneten Hölzer (Daun) iſt 
der Schmale nalen uach in Zambibat ür die am 
6. Dezember ſtattfindende Nachwahl in Ausſicht genommen. 
Möge die liberale Partei nicht ermangeln, vollzählig und ein⸗ 
mt, an der Wahlurne zu erſcheinen. 

ie Bewohner von Hagen wollen dem Abgeordneten 
Fr. Harkort ein Ehrengeſchenk in Form eines filbernen 
eee 

as Kreisg zu Padex bor at i m Prozeſſe 
des Abgeordneten Schulz (Herfort) Bede . u aa 
der Stellvertretungskoſten, den letzteren verurtheilt. 

„In Berlin haben die Stadtverordnetenwahlen ſtaitgefunden. 
Dieſelben ſind, ebenſo wie in faſt allen Städten des Landes, 
im Sinne der liberalen Partei ausgefallen. 

In Königsberg tft der wegen regierungsfeindlicher Agi⸗ 
tation bei den Wahlen unter Anklage geſtellte Rechtsanwalt 
Bock in Memel von dem oſtpreußiſchen Tribunale frei⸗ 
geſprochen worden. 5 

Der in Sagan zum unbeſoldeten Stadtrath gewählte 
Rentier Ad. Köhler ift nicht beſtätigt worden. Ebenſo iſt 
der Wiederwahl des Kämmerers Helbig zu Grünberg, 
deſſen Wahlzeit mit dem 1. April k. J. abläuft und der 
beinahe einſtimmig als ſolcher wiedergewählt worden, die 
Beſtätigung verſagt worden. Es iſt dies in Grünberg die 
vierte Wahl, die ſeit Jahresfriſt die Beſtätigung nicht ge⸗ 


en ſind bis jetzt im Laufe dieſes Jahres 183 
Wahlen zu ſtädtiſchen und ländlichen Gemeindeämtern nicht 
beſtätigt worden. Davon fallen allein in dem Regierungs- 
bezirk Liegnitz 68, alſo mehr als ein Drittel. 

In 0 örlitz iſt dem Verleger der Niederſchleſiſchen Zei⸗ 
tung, Herrn O. Vierling, welcher drei Mal wegen Preß⸗ 
vergehen verurtheilt worden ift, die Konzeſſion 05 Leitung 
Kar re feiner Buchdruckerei und ſeiner Leih“ 
ibliothek aberkannt worden. 

Sachſen. Das Geſetz, welches die Zinsbeſchränkungen 
aufhebt, iſt verkündet worden. 


Mecklenburg. Der Landtag in Mecklenburg hat es für 
gut gefunden, ſich mit dem „Prügelgeſetz“ zu beſchäftigen, 
und hat nach längeren fen. Bier beſchloſſen, den Artikel 
2 des Geſetzes zu streichen. Dieſer lautet: „Die Ortsobrig⸗ 
keit iſt nicht befugt, wei en der Enten an 
auf eine höhere Strafe als eine Geldſtrafe von fünf Thalern, 
oder auf eine Gefängnißſtrafe von einer Woche, oder, ſoweit 

nach den Verordnungen vom 29. Januar 1852 und vom 
27. Januar 1853 körperliche Züchtigung ſtatthaft iſt, fünf» 
undzwanzig Strei 1 erkennen.“ 
Der Grund dieſes Schrittes der Ritterſchaft iſt wohl haupt⸗ 
ſächlich die in furchtbarem Maße wachſende Auswanderung 
der Arbeiterbevölkerung, welche durch den Mangel an Arbeits⸗ 
kräften empfindlich auf die Herren Rittergutsbeſitzer wirkt. 
Nebenbei mag auch wohl die Scheu vor der öffentlichen 
Meinung, welche wohl ſelten ſich in der geſammten unab⸗ 
em Preſſe ſo einſtimmig ausgelbrodhen hat, wie in die» 
em Falle, mitgewirkt haben. Im Ganzen ift aber dieſe Nach⸗ 
giebigkeit gegen die öffentliche Meinung nur ſcheinbar: erſtens 
iſt es mehr als zweifelhaft, ob die Regierun ga dieſe For⸗ 
derung eingeht, und Da wenn fie es thut, o wird das 
Prügelrecht der Gutsherren in Mecklenburg nicht ne 
nach älteren Verordnungen, die alsdann wieder in Kraft tre⸗ 
ten, ſteht ihm alsdann das Recht zu, bis auf 50 Hiebe zu 
erkennen. Das Maß der Röhrchen bleibt nach wie vor 
½ Ellen lang und ½ Zoll dick. 5 

Reuß. Bis jetzt hielt man 9 50 Mecklenburg für das 
arc dc ler Derer, welche für eine hochkonſervative, patri⸗ 
archaliſche Regierung ſchwärmen. Neuerdings hat ſich gezeigt, 
daß das Fürflenthum Reuß jüngerer Linie ihm dieſen Rang 
ſtreitig macht. Zwar darf dort der Rittergutsbeſitzer nicht 
prügeln, aber das hat er auch nicht 2 175 denn in dem 
Fürſtenthum exiſtirt ja Das nicht, was nach der Anſicht aller 
Hochkonſervativen der Urquell alles Uebels iſt. In Reuß 
eriftirt keine Preſſe, keine einzige Buchdruckerei. Wenn es 
erſt gelänge, Preußen auf dieſen Standpunkt zu bringen, 
dann würden wohl fo male Leute glauben, am Ziel 5 
ſtillen Wünſche zu fein. Aber es geht nicht mehr. 

Naſſau. Um jede Einwirkung auf die Wahlen im regie⸗ 
rungefeindlichen Sinne zu verhindern, verbietet die Behörde 
jetzt ſchon Verſammlungen, welche gar nicht ſtattfinden. 

Baden. Die erwähnte Entlaſſung des Profeſſor Eckardt 
aus ſeiner Stellung als Biblothekar des Großherzogs iſt, 
wie aus einer offiziöſen Darſtellung der Karlsruher Zeitung 
hervorgeht, erfolgt, weil man aus 1 Stellung leicht hätte 
den Schluß ziehen können, daß der Großherzog fein politiſches 
Auftreten nicht nur dulde, ſondern ſogar billige. 

Bayern. Die re iſt endlich in 1 
beendet, Herr v. d. Pfordten hat ſich entſchloſſen, in das 
Ministerium einzutreten. Ob der jetzige Zeitpunkt geeignet 
iſt, dem neuen Miniſter zu geſtatten, ſeine Ideen über eine 
Theilung Deutſchlands in drei Ländergruppen zu verwirklichen, 
muß bezweifelt werden. 

Deſterreich. In Wien ſcheint man ſehr entrüſtet über 
das Vorgehen der preußiſchen Regierung in der Angelegenheit 
nicht der Bundesexekution in Holſtein, dennoch glaubt man 
nicht ernſtlich daran, daß Preußen einen fo wichtigen Schritt 
Fe hat, ohne ſich zuvor der Einwilligung ſeines treuen 

. B verſichert zu haben. 

„Die Verhandlungen im Reichsrathe bieten bis jetzt noch 
nichts Bemerkenswerthes dar. Der öſterreichiſche Finanz⸗ 
miniſter ſchwelgt in dem Erfolge ſeiner neuen Anleihe, er 
at 25 Millionen gefordert und es ſind 50 gezeichnet worden. 
8 man jedoch näher zu, fo ift der Triumph ein ſehr 
zweifelhafter, denn das neue Anleihen iſt weiter nichts, als 


ein Vorwegnehmen eines Theiles der Steuern auf fünf Jahre. 


Ob das für ein Budget, das jährlich ein Defizit von etwa 
fünfzig Millionen aufweiſt, ein Vortheil iſt, en wir 
ſehr. Auch der Reichsrath ſieht die Finanzlage Oeſterreichs 
darum ſehr ernſt an, und in dem Adreßentwurfe, der mit 
Nächſtem zur Berathung kommt, heißt es ausdrücklich, daß 
die Steuerkraft des Landes ſo angeſpannt werde, daß eine 
Erhöhung der Laſten nicht mehr möglich erſcheint. 

Der Aufftand im Venetianlſchen fol ſeinem Ende nahe 
ſein; dennoch erlaubt der Zuſtand des Landes der Regierung 
nicht, die dort ſtehenden Truppen zu verringern, wodurch die 
Ausgaben nicht unerheblich vermehrt werden. 

Schweiz. Sehr großes Aufſehen macht das Verſchwinden 
des Dr. Demme, welcher vor 117 5 von der Anklage, den 
Vater ſeiner Braut vergiftet zu haben, durch den Wahrſpruch 
des Geſchworenengerichts freigeſprochen worden iſt. Er hatte 
ſich mit ſeiner Braut entfernt und wollte, nach einem hinter⸗ 
laſſenen Briefe, mit ſeiner Braut vereint den Tod im Genfer 
See ſuchen. Als jedoch bekannt wurde, daß der Dr. Demme 
wegen eines Diamanten ⸗Diebſtahls verhaftet werden follte, 
begann man zu bezweifeln, daß er ſich das Leben genommen 
habe, und die Anſicht gewann Glauben, daß er dieſen Selbft- 
mord nur vorgeſpiegelt habe, um die Polizei von ſeiner Spur 
daß der fil Jetzt iſt aus Havre die Nachricht kane 
daß der Flüchtling mit ſeiner Braut dort angekommen iſt. 
„Frankreich. Aus Anlaß eines Briefes, welchen der lang ⸗ 
ben ber bl und Vertraute des Kaifers, der Graf Per. 
igny, über die Preßfreiheit an Emil v. Girardin geſchrieben 
hat, machte man fi in Paris Hoffnung auf eine Beſſerun 
der Preßzuſtände. Bis dieſe eintritt, erfolgt aber in Frank⸗ 
reich eine Verwarnung nach der andern. 

In Paris wird jetzt in zweiter Inſtanz ein Prozeß gegen 
13 Advokaten verhandelt, welche angeſchuldigt ſind, 155 r⸗ 
laubniß der Polizei ein Komité zur Vorbereitung für die 
Wahlen gebildet zu haben. Daß man in Frankreich ein Ko⸗ 
mite anklagt, welches durch feine Thätigkeit bewirkt hat, daß 
in Paris nur de e geordnete gewählt wur⸗ 
den, kann nicht Wunder nehmen, aber das Komiſche an die⸗ 
ſem Prozeß iſt, daß nach dem Geſetze nur Vereinigungen 
von mehr als zwanzig Perſonen der polizeilichen Erlaubniß 
bedürfen. Wie man 13 Perſonen für mehr als 20 will gel⸗ 
ten laſſen, iſt ſchwer einzuſehen, es müßte denn ſein, daß die 
kaiſerliche Regierung jedes Mitglied der N ſeiner 
großen Bedeutſamkeit wegen, als doppelt zählt. 

Itclien. Dem neuen Königreiche 1115 ein großer Ge⸗ 
winn bevor: der Kaiſer von Frankreich hat liehen ft Mönchs⸗ 
orden, welche in Italien nicht weiter fortbeſtehen können, die 
Erlaubniß ertheilt, ſich in Cochinchina niederzulaſſen. 

Polen. Die Revolution, welche jetzt ganz unterdrückt 
ſcheint, hat eine Maßregel nach ſich gezogen, welche man in 
anderen Ländern nachgeahmt ſehen möchte. Der Kaiſer hat 
in Folge des Einfluſſes, welchen die katholiſchen Mönche 
auf den Aufftand ausgeübt haben, eine große Anzahl der 
Klöſter aufgehoben, und beſtimmt, daß das Vermögen der⸗ 
ſelben für Unterrichtszwecke benutzt werden ſoll. 

Die Behandlung des Staatshaushalts in der nächſten 
5 Sitzung des Abgeordnetenhauſes. „ 

„Das Abgeordnetenhaus“, ſagten wir in einer früheren 
Nummer unſeres Blattes, „muß in der nächſten Sitzung 
neue Mittel verſuchen, um ſein Steuerbewilligungsrecht zur 
Geltung zu bringen.“ Das vorausſichtlich im Januar des näch⸗ 
ſten Jahres ufammentretende Abgeordnetenhaus befindet ſich 
in einer anderen Lage, als das vom November 1863. 
Damals war von der Regierung eine N an das 
Volk erfolgt, das Volk hatte geantwortet durch Wiederwahl 


ſeiner alten Vertreter. Dieſen lag nun die Pflicht ob, zu 
verſuchen, ob die Regierung durch dieſe Antwort auf ihre Frage 
an das Volk unerſchüttert geblieben wäre. Denn das kann 
ſich niemand, auch die Regierung nicht verhehlen, daß den 
Völkern eine längere Lebensdauer zugemeſſen iſt, als den 
Miniſterien, und daß daher eine budgetloſe egierung wider 
den Willen des Volkes nicht in an fortgeſetzt werden 
kann. Bleibt alſo das Volk feiner Ueberzeugung treu, fo 
müſſen die Miniſter mit der Zeit entweder nachgeben, oder 
anderen, die Bedürfniſſe des Staats beſſer erkennenden 
Männern Platz machen. Mit jeder neuen Berufung an das 
Volk, und mit jeder, durch Wiederwahl der alten Vertreter 
erfolgten e derſelben, muß die Widerſtands⸗ 
kraft der Regierung nothwendig ſchwächer werden. Dies ſcheint 
auch die gegenwärtige Regierung eingeſehen und daher für 
dieſes Jahr die Auflöfung des Abgeordnetenhauſes aufgegeben 
zu haben, obſchon ein Nachgeben deſſelben in keiner Weiſe er⸗ 
wartet werden kann. Ein feudales Blatt meinte gem por 
einiger Zeit: der von Paris mitgebrachte Plan des Miniſters 
von Bismark ſei gelungen; durch das Vorgehen nach Außen 
wäre das Volk von der Theilnahme an dem Verfaſſungsſtreit 
abgelenkt worden und die Führer der Fortſchrittspartei träten 
bereits mit milderen Programmen hervor. Daß dies eine 
Selbſttäuſchung war, wird man heute bereits ee en haben. 
Das Programm der Fortſchrittspartei war überhaupt von 
es an fo gemäßigt, daß jede weitere Herabſtimmung 
deſſelben nur in einem Aufgeben der Grundſätze beſtehen 
könnte. Uns ſcheint es vielmehr nothwendig, daß die Oppoſition 
jetzt einen Schritt weiter zu gehen habe als im vorigen Jahre. 
Es hat ſich gezeigt, daß das Durchberathen des Etats unter 
Streichung der nicht für nothwendig erachteten Ausgaben für 
die Armeereorganiſation nicht den geringſten Erfolg gehabt hat. 
Die Reorganiſcllon beſteht unverändert fort, die Regierung iſt 
ſogar hiebei nicht ſtehen geblieben, ſie hat durch e der 
Kriegsſchule zu Engers und die Einrichtung der Artillerie⸗ 
regimenter neue nicht genehmigte Ausgaben gemacht und 
Stellen geſchaffen, für welche das Abgeordnetenhaus die Mittel 
ausdrücklich verweigert Hat. j j 

Die feudalen Blätter haben es offen erklärt, daß ihre 
Partei hoffe, durch die Nichtbeachtung der Beſchlüſſe des 
Abgeordnetenhauſes ſeitens der Regierung werde das Volk 
allmählig des völlig erfolgloſen Ankampfens der Abgeordneten 
wider dieſes Verfahren müde und überdrüſſig werden. Wir 
glauben ganz ſicher, daß fie ſich hierin täufchen, denn ein Volk 
wird ſich niemals einreden e daß durch Jahre lange 
Ausübung das Unrecht zum Recht werden könne; ein Ab⸗ 
e hat aber auch noch eine andere Seite dieſer 
Fra e zu beachten. 5 

Gs iſt mindeſtens zweifelhaft, ob es ſich für die Volks⸗ 
vertretung zieme, immer von Neuem mit dem Bewußtſein 
der Erfolgſigkeit ihres Strebens in die Berathung des Bud 
einzutreten. Unſerer Auffaſſung nach darf dies nicht länger io 
gehen. Die Regierung muß aufgefordert werden zu erklären, 
ob ſie gewillt iſt, das Steuerbewilligungsrecht des Hauſes in 
Zukunft anzuerkennen, und nur, wenn ſie hierfür genügende 
Juſicherungen macht, kann, jo glauben wir, das Abgeordneten⸗ 
haus die Etatsberathung beginnen. 

Die Wa rh verlangt ausdrücklich, daß die Staats- 
ausgaben vor ihrer Leiſtung durch ein Geſetz, alſo durch die 
Zustimmung des Königs und beider Häuſer des Landtages, 
feſtgeſtellt kin müſſen. Das Recht der Verausgabung der 
Staatseinnahmen iſt daher durch eine genau bezeichnete Pflicht 
begrenzt. Gegenwärt g entzieht ſich die Regierung dieſer 
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Pflicht ſchon ſeit zwei Jahren. Die Protefte der Landes⸗ 
vertretung find erfolglos de deshalb 15 dieſe nicht 
weiter ihre Hand dazu bieten, daß ein Theil dieſer Ausgaben 
unter ihrer, wenn auch nur ſcheinbaren Zuſtimmung geleiſtet 
wird. Ehe das Miniſterium dem Abgeordnetenhauſe nicht 
die ihm gebührende entſcheidende Stimme bei der Feſt⸗ 
ſtellung des ae BR tanden und ſich bereit erklärt hat, 
nach den Beſchlüſſen deſſelben zu handeln, darf ihm nichts 
bewilligt werden. 


Menſchenhandel im vorigen Jahrhundert. 

Zu den deutſchen Fürſten, welche zu Ende des vori, 
Jahrhunderts durch den Verkauf ihrer Unterthanen an die 
Engländer für den amerikaniſchen Krieg ein glänzendes Ge⸗ 
ſchäft machten, gehörte auch der Herzog von Braunſchweig. 
In Folge des Vertrages mit England vom 9. Januar 1776 
lieferte er den Engländern 3964 Mann Infanterie und 336 
Dragoner. Er bekam für jeden Soldaten 51 Thlr. 15 Sgr. 
Werbegeld und außerdem eine jährliche Zahlung von 80,616 
Thlr., ſo lange der Krieg in Amerika dauerte. Nach Be⸗ 
endigung des Krieges wurde dieſe Zahlung noch zwei Jahre 
lang in doppeltem Betrage fortgeſetzt. Jeder Gefallene wurde 
dem Herzog mit 51 Thlr. 15 Sgr. erſetzt und drei Verwundete 
gleich einem Todten gerechnet. Im Ganzen brachten die 
nach Amerika verkauften Soldaten dem Herzog während des 
zehnzährigen Krieges 1,200,000. Thlr. ein. Dies war faft 
ganz reiner Gewinn, da er nur die Werbekoſten davon zu 
eſtreiten hatte, die etwa 5 Thlr. auf den Kopf, oder im 
Ganzen etwa 20,000 Thlr. betrugen. Die Koſten der Aus⸗ 
rüſtung wurden von der Löhnung der Soldaten, welche Eng⸗ 
land zu tragen hatte, abgezogen. 

Als im Jahre 1777 der amerikaniſche General Burgoyne 
ſich bei e dem amerikaniſchen General Gates mit 
ſeiner ganzen Armee ergeben mußte, geriethen auch etwa 
2000 Braunſchweiger, die bei dem Burgoyne ſchen Corps 
ſtanden in Gefan, 12 Diele Unglücklichen mußten fünf 
volle Jahre in dieſer angenchaft iche ten und wurden 
erſt zu Ende des Jahres 1782 ausgewechſelt. Man hat 
vielfach den Grund für dieſe harte Behandlung der Braun⸗ 
ſchweiger, da die engliſchen Gefangenen ſehr bald ausgewechſelt 
wurden, in der engliſchen 8 und Parteilichkeit ge⸗ 
ſucht. Man thut aber den Engländern Unrecht, denn der 
eigene Landesherr war es, welcher ſeine Unterthanen be⸗ 
nachtheiligte. Am 23. Februar ſchrieb der braunſchweigiſche 
Minifter Feronce dem engliſchen Miniſter Suffolk: „Der 
Large iſt zu ſehr von dem Wohlwollen des Königs (von 

gland) und der Klugheit des Miniſteriums überzeugt, als 
daß er vorausſetzte, daß man je daran denken wird, die 
deutſchen Truppen, die bei Saratoga kapitulirt haben, nach 
Deutſchland zu ſchicken, denn ihre Rückſendung würde in 
ihrem gegenwärtigen Zuſtande die traurigſten Wirkungen 
hervorrufen und die ſchmerzlichſte Senſation erregen, uns 
aber verhindern, unſere drei Regimenter in Canada 
à 600 Mann zu komplettiren.“ 

Des Pudels Kern iſt in den letzten Worten enthalten. 
Der Herzog 1595 5 es würde ſich niemand mehr anwerben 
laſſen, oder das Werbegeld würde ſehr in die Höhe gehen 
und er deshalb nicht mehr ſo viel wie bisher durch feinen 
Handel mit Menſchenblut verdienen, wenn die Unglücklichen 
ſurückkämen und ihre Leiden erzählten. Da zog er es vor, 
feine verhandelten Unterthanen, tauſend Meilen 
von der Heimath entfernt, in harter Gefangen 
ſchaft fünf lange Jahre ſchmachten zu laſſen. 
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